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in dem von Amts wegen eingeleiteten Verfahren zur Priifung der GesetzmaRig-
keit des § 6 der 1. Verordnung des Landesvorstandes der Karntner Jagerschaft
vom 10. Dezember 2014, Z LGS-ABSR/16067/1/2014, mit der die Abschussricht-
linien erlassen werden, idF der 2.Verordnung des Landesvorstandes der
Karntner Jagerschaft vom 7. Februar 2017, Z LGS-ABSR/19320/43/2017, mit der
die Abschussrichtlinien gedandert werden, in seiner heutigen nichtoffentlichen
Sitzung gemal Art. 139 B-VG zu Recht erkannt:

I.  §6 der 1. Verordnung des Landesvorstandes der Karntner Jagerschaft vom
10. Dezember 2014, Zahl: LGS-ABSR/16067/1/2014, mit der die Abschuss-
richtlinien erlassen werden, idF der 2. Verordnung des Landesvorstandes der
Karntner Jagerschaft vom 7. Februar 2017, Zahl: LGS-ABSR/19320/43/2017,
mit der die Abschussrichtlinien gedndert werden, war gesetzwidrig.

Il. Die Karntner Landesregierung ist zur unverziglichen Kundmachung dieses
Ausspruches im Landesgesetzblatt verpflichtet.

Entscheidungsgriinde
I. Anlassverfahren, Priifungsbeschluss und Vorverfahren

1. Beim Verfassungsgerichtshof ist zur Zahl E 1653/2019 eine auf Art. 144 B-VG
gestlitzte Beschwerde anhangig, der folgender Sachverhalt zugrunde liegt:

1.1. Der Beschwerdefiihrer ist Jagdauslibungsberechtigter im Gemeindejagdge-
biet Treffen-Buchholz. Mit Schreiben vom 5. Dezember 2018 gab der Bezirksja-
germeister des Jagdbezirkes Villach fiir den 8. Dezember 2018 zehn Hirsche der
Klasse Il im Rahmen einer Gemeinschaftsjagd fir die Gemeindejagdgebiete
Treffen-Buchholz  (207027), Kras-Lotschenberg (207028), Treffen-Polling
(207034), Baumgartner-Polling (207037) und Treffen-Polling (207038) zum
"Zusatzlichen Abschuss" frei.

1.2. Mit Schriftsatz vom 2. Janner 2019 erhob der Beschwerdefiihrer Beschwerde
an das Landesverwaltungsgericht Karnten und flihrte aus, dass es sich bei dem
Schreiben des Bezirksjagermeisters um einen Bescheid handle, dessen Rechts-



grundlage "§ 6 der Abschussrichtlinien der Karntner Jagerschaft i.d.g.F." sei.
Diese Bestimmung, welche den "Zusatzlichen Abschuss"” regle, finde keine De-
ckung in den §§ 56 und 57 des Karntner Jagdgesetzes 2000 (K-JG). § 6 der Ab-
schussrichtlinien fehle somit die gesetzliche Grundlage.

1.3. Das Landesverwaltungsgericht Karnten wies die Beschwerde nach Durchfiih-
rung einer miindlichen Verhandlung mit Erkenntnis vom 21. Mdrz 2019 als
unbegriindet ab und erkldrte eine ordentliche Revision an den Verwaltungsge-
richtshof fiir zulassig.

Begriindend wurde ausgefiihrt, dass das Schreiben des Bezirksjagermeisters als
Bescheid zu werten sei. Ein Jagdauslibungsberechtigter habe jedoch weder nach
den einschlagigen Bestimmungen des K-JG noch nach § 6 der Abschussrichtlinien,
idF der Verordnung des Landesvorstandes der Karntner Jagerschaft vom
7. Februar 2017, Zahl: LGS-ABSR/19320/43/2017, ein Antragsrecht hinsichtlich
der Freigabe eines Abschusses aus dem zuséatzlichen Abschussplan. Gleiches
gelte hinsichtlich der Erlassung desselben. Der Beschwerdefiihrer habe einen
solchen Antrag auch nicht gestellt. Zudem sei ihm mit dem bekdmpften Bescheid
lediglich die Moglichkeit eingeraumt worden, am freigegebenen zusatzlichen
Abschuss teilzunehmen, wobei eine Abschussverpflichtung gemal § 6 Abs. 4 der
Abschussrichtlinien nicht bestehe. Es sei fur das Landesverwaltungsgericht
Karnten nicht ersichtlich, inwiefern der Beschwerdefiihrer durch den bekdampf-
ten Bescheid in seinen Rechten verletzt sein solle. Es erlibrige sich sohin eine
Auseinandersetzung mit dem die GesetzmaRigkeit des § 6 der Abschussrichtli-
nien in Frage stellenden Beschwerdevorbringen.

1.4. Gegen dieses Erkenntnis erhob der Einschreiter eine auf Art. 144 B-VG
gestlitzte Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof. Darin behauptet der
Beschwerdefiihrer die Verletzung in Rechten wegen Anwendung einer rechts-
widrigen generellen Norm und beantragt die kostenpflichtige Aufhebung des
angefochtenen Erkenntnisses.

Begriindend fuhrte der Beschwerdefiihrer dazu im Wesentlichen Folgendes aus:

1.4.1. Bei der Erlassung des angefochtenen Erkenntnisses sei vom Landesverwal-
tungsgericht Karnten § 6 der Abschussrichtlinien der Karntner Jagerschaft, idF
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der Verordnung des Landesvorstandes der Karntner Jagerschaft vom 7. Februar
2017, Zahl: LGS-ABSR/19320/43/2017, angewendet worden. Dieser den zusatz-
lichen Abschuss regelnde § 6 der Abschussrichtlinien finde keine Deckung in den
§§ 56 und 57 K-JG. § 56 K-JG enthalte nur die Grundlage zur Festlegung von
Abschussrichtlinien fir die Abschussplanung im Rahmen des § 57 K-JG. Eine
einzelfallbezogene Abschussfreigabe aus einem "Bezirkstopf" sei an keiner Stelle
des K-JG vorgesehen. § 6 der Abschussrichtlinien fehle somit die gesetzliche
Grundlage.

1.4.2. Der Abschussplan fir ein Jagdgebiet sei gemaR § 57 Abs. 3 K-JG fiir die
Dauer von zwei Jahren zu erlassen und enthalte den durchzufiihrenden Ab-
schuss. Wahrend der Geltungsdauer des Abschussplanes habe der Jagdaus-
Ubungsberechtigte das Recht und die Pflicht, den darin festgesetzten Abschuss
durchzufiihren. Eine tageweise Freigabe einzelner oder mehrerer Sticke einer
Schalenwildart sei im K-JG nicht vorgesehen.

1.4.3. Der Beschwerdefiihrer sei durch die mit dem Bescheid des Bezirksjager-
meisters vom 5. Dezember 2018 erfolgte Freigabe von zehn Hirschen der Klasse Il
flir einen einzigen Tag, und zwar fir den 8. Dezember 2018, dadurch beschwert,
dass nach den gesetzlichen Vorschriften die Abschussfreigabe fiir die gesamte
Geltungsdauer des Abschussplanes hatte erfolgen missen.

1.4.4. Da der Bezirksjagermeister bei dieser Bescheiderlassung § 6 der Abschuss-
richtlinien angewendet habe, sei die Bestimmung fiir den erlassenen Bescheid
prajudiziell. Es sei daher auch im Beschwerdeverfahren vor dem Landesverwal-
tungsgericht Karnten § 6 der Abschussrichtlinien angewendet worden.

1.5. Der Bezirksjagermeister des Jagdbezirkes Villach und das Landesverwal-
tungsgericht Karnten legten die Verwaltungs- und Gerichtsakten vor, sahen von
der Erstattung einer Gegenschrift jedoch ab.

1.6. Die Karntner Landesregierung (Abteilung 10 — Land- und Forstwirtschaft,
Landlicher Raum) legte den (aufsichtsbehdrdlichen) Verwaltungsakt vor und
verwies auf eine bereits im Verfahren vor dem Landesverwaltungsgericht Karn-
ten erstattete AuBerung, in der den Beschwerdevorwiirfen Folgendes entgegen-
gehalten wird:
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1.6.1. Der den "Zusatzlichen Abschuss" regelnde § 6 der Abschussrichtlinien sei —
neben dem individuellen Abschussplan (§ 57 Abs. 1 bis 4 K-JG) und dem Gemein-
samen Abschuss (§ 57 Abs. 8 K-JG) — als eine mdgliche MalRnahme zur Erreichung
der in § 56 Satz 2 K-JG festgesetzten Ziele anzusehen. Der "Zusatzliche Abschuss"
diene vor allem der Vermeidung eines zahlenmaRig fiir die Land- und Forstwirt-
schaft abtraglichen Wildstandes und sei somit eine MalRnahme der Wildstands-
reduktion, die jedenfalls im offentlichen Interesse liege. § 6 der Abschussrichtli-
nien lege daher fest, wie § 56 Satz 2 K-JG umgesetzt werden solle.

1.6.2. Zum Einwand, eine einzelfallbezogene Abschussfreigabe aus einem "Be-
zirkstopf" sei im K-JG nicht vorgesehen, wird ausgefiihrt, dass sich eine Verord-
nung — wie die Abschussrichtlinien — immer an einen allgemeinen Personenkreis
richte. Es sei daher erforderlich, durch eine individuelle Verfligung des Bezirksja-
germeisters (als Behorde) einen zusatzlichen Abschuss "einzelfallbezogen" zu
genehmigen. Dass die freizugebende Stickzahl — zusatzlich zum individuellen
Abschussplan und zum Gemeinsamen Abschuss — jeweils auf die einzelnen
Bezirke in Karnten "heruntergebrochen" werde (sogenannter "Bezirkstopf"), sei
nur vernlinftig und sinnvoll, weil die Situation variieren konne.

1.6.3. Mit Verfigung vom 10. Mai 2019 ersuchte der Verfassungsgerichtshof in
dem bei ihm anhangigen Verfahren nach Art. 144 B-VG den Landesvorstand der
Karntner Jagerschaft, die Akten betreffend das Zustandekommen der 2. Ver-
ordnung des Landesvorstandes der Karntner Jagerschaft vom 7. Februar 2017,
Zahl: LGS-ABSR/19320/43/2017, mit der die Abschussrichtlinien geandert wur-
den, vorzulegen, und stellte die Erstattung einer AuBerung frei. Der Landesvor-
stand der Karntner Jagerschaft Gbermittelte mit Schreiben vom 12. Juni 2019 die
noch vorhandenen Aktenbestandteile und hielt zudem fest, dass die allenfalls in
Prifung zu ziehende Verordnung am 31. Dezember 2018 auBer Kraft getreten
sei. Ferner wurde festgehalten, dass die Kundmachungsvorschriften gemafd § 88a
K-JG eingehalten worden seien.

2. Bei der Behandlung der gegen die Entscheidung des Landesverwaltungsgerich-
tes Karnten gerichteten Beschwerde sind im Verfassungsgerichtshof Bedenken
ob der GesetzmaRigkeit des § 6 der 1. Verordnung des Landesvorstandes der
Karntner Jagerschaft vom 10. Dezember 2014, Zahl: LGS-ABSR/16067/1/2014,
mit der die Abschussrichtlinien erlassen werden, idF der 2. Verordnung des
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Landesvorstandes der Karntner Jagerschaft vom 7. Februar 2017, Zahl: LGS-
ABSR/19320/43/2017, mit der die Abschussrichtlinien geandert werden, ent-
standen. Der Verfassungsgerichtshof hat daher am 9. Oktober 2019 beschlossen,
diese Verordnungsbestimmung von Amts wegen auf ihre GesetzmaBigkeit zu
prufen.

3. Der Verfassungsgerichtshof legte seine Bedenken, die ihn zur Einleitung des
Verordnungsprifungsverfahrens bestimmt haben, in seinem Prifungsbeschluss
wie folgt dar:

"2. Der Verfassungsgerichtshof geht vorlaufig davon aus, dass die Beschwerde
zuldssig ist, dass das Landesverwaltungsgericht Karnten bei der Erlassung der
angefochtenen Entscheidung die in Prifung gezogene Bestimmung zumindest
denkmoglich angewendet hat und dass auch der Verfassungsgerichtshof diese
Bestimmung bei seiner Entscheidung Uber die Beschwerde anzuwenden hitte.

3. Der Verfassungsgerichtshof hegt gegen die hiemit in Prifung gezogene Be-
stimmung folgende Bedenken:

3.1. GemaR Art. 18 Abs. 2 B-VG kann jede Verwaltungsbehorde auf Grund der
Gesetze innerhalb ihres Wirkungsbereiches Verordnungen erlassen. 'Art 18
Abs. 2 B-VG unterstreicht diese Gesetzesabhangigkeit (auch) der Verordnungen,
indem er betont, daf8 diese nur 'auf Grund der Gesetze' erlassen werden kénnen,
was mit anderen Worten heift, daB eine Verordnung nur prazisieren darf, was in
den wesentlichen Konturen schon im Gesetz vorgezeichnet ist' (Ringhofer, Die
Osterreichische Bundesverfassung, 1979, 82; so auch VfSlg. 14.630/1996,
15.354/1998, 16.893/2003, 18.784/2009). Der Verfassungsgerichtshof hegt das
Bedenken, dass der in Priifung gezogenen Bestimmung die gesetzliche Grundlage
iSd Art. 18 Abs. 2 B-VG fehlt.

3.2. Die in Priifung gezogene Bestimmung stiitzt sich laut Promulgationsklausel
der Abschussrichtlinien 2017 ausdriicklich auf § 56 K-JG. GemaR § 56 Satz 1 K-JG
hat der Landesvorstand der Karntner Jagerschaft mit Verordnung Richtlinien fir
die Abschussplanung (Abschussrichtlinien) sowie Grundsatze, die bei der Erfl-
lung des Abschussplanes einzuhalten sind, zu erlassen. Bei der Erlassung der
Abschussrichtlinien ist gemal} § 56 Satz 2 K-JG 'auf den wilddkologischen Raum-
plan sowie die Entwicklung und Erhaltung eines gesunden, der GréRe und den
natiirlichen Asungsverhiltnissen des Jagdgebietes entsprechenden Wildstandes,
ein ausgeglichenes Geschlechterverhaltnis, einen richtigen Altersaufbau des
Wildstandes, auf die Vermeidung eines zahlenmaRig fiir die Land- und Forstwirt-
schaft abtraglichen Wildstandes und die Erfordernisse eines ausgeglichenen
Naturhaushaltes Bedacht zu nehmen.'
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3.3. Das der Abschussplanung unterliegende Wild (Schalenwild mit Ausnahme
von Schwarzwild und Damwild, Auerhahne und Birkhahne) darf nur im Rahmen
eines Abschussplanes erlegt oder gefangen werden (s. §§ 55 und 57a K-JG). Die
Abschussplanung wird in § 57 K-JG naher geregelt:

3.3.1. Der jeweilige Jagdausiibungsberechtigte hat bis spatestens 1. Marz des
Jagdjahres, mit dem die Geltungsdauer des Abschussplanes beginnt, den bean-
tragten vollstandigen Abschussplan dem Hegeringleiter bekannt zu geben. Der
Hegeringleiter hat den beantragten Abschussplan mit seiner Stellungnahme bis
spatestens 15. Marz dem Bezirksjagermeister zu Gbermitteln. Der Bezirksjager-
meister hat auf der Grundlage des Abschussrahmens im wildékologischen Raum-
plan (§ 55a Abs. 3 K-JG) und auf Grund der Abschussrichtlinien fiir jedes Jagdge-
biet, das im Bereich seiner Bezirksgruppe liegt, bis spatestens 1. Mai den Ab-
schussplan mit Bescheid festzusetzen (s. § 57 Abs. 1 und 2 K-JG).

3.3.2. Ein Abschussplan ist flir die Dauer von zwei Jahren zu erlassen und legt
insbesondere den wahrend dieser Geltungsdauer durchzufiihrenden Abschuss in
einem Jagdgebiet fest (s. § 57 Abs. 3 und 4 K-JG).

3.3.3. GemaRk §57 Abs. 8 K-JG kann der Bezirksjagermeister bei Schalenwild
einzelne oder alle Stiicke einer Schalenwildart in mehr als einem Abschussplan
unter der Auflage zum Abschuss freigeben, dass alle Abschusspldne hinsichtlich
dieser Stiicke erfillt sind, sobald diese in einem dieser Jagdgebiete gefangen
oder erlegt werden (sogenannter 'Gemeinsamer Abschuss').

3.3.4. Ist der nach dem Abschussplan durchzufiihrende Abschuss ungeniigend,
um eine Gefdahrdung des Waldes durch Wild (s. § 71 Abs. 3 K-JG) zu vermeiden,
hat die Landesregierung gemal § 57 Abs. 12 K-JG in Abanderung des Abschuss-
plans von Amts wegen oder auf Antrag des Leiters des Forstaufsichtsdienstes
beim Amt der Landesregierung den durchzufiihrenden Abschuss im erforderli-
chen Ausmal® mit Bescheid festzusetzen.

3.3.5. Sofern sich in einem Jagdgebiet die Verminderung von Schalenwild im
Interesse der Land- und Forstwirtschaft als notwendig herausstellt, hat zudem
die Bezirksverwaltungsbehérde von Amts wegen oder auf Antrag des Jagdaus-
Ubungsberechtigten, der Landwirtschaftskammer, des Leiters des Forstaufsichts-
dienstes beim Amt der Landesregierung, der Karntner Jagerschaft oder der
Gemeinde eine ziffernmaRig zu begrenzende und zu befristende Verminderung
des Schalenwildes dem Jagdausiibungsberechtigten aufzutragen (Abschussauf-
trag zum Schutz von Kulturen gemaR § 72 K-JG).

3.4. § 6 der Abschussrichtlinien 2017 sieht auf Verordnungsebene einen soge-
nannten 'Zusatzlichen Abschuss' vor:

3.4.1. Gemal’ Abs. 1 leg.cit. kann fiir einen Hegering, eine Wildregion oder einen
Jagdbezirk ein 'Zusatzlicher Abschuss' erlassen werden. Diese zusatzliche Ab-
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schussbewilligung kann — mit Ausnahme der Hirsche der Klasse | und Il — von
allen Jagdaustibungsberechtigten im bezeichneten Gebiet (Hegering, Wildregion,
Jagdbezirk) nach Erfillung der jeweiligen Wildklasse im Abschussplan des eige-
nen Jagdgebietes, nach Ricksprache mit dem Hegeringleiter, fir die erfillte
Wildklasse in Anspruch genommen werden.

3.4.2. Auf Hirsche der Klasse | und Il im zusatzlichen Abschussplan darf gemalR
Abs. 3 leg.cit. ausschlielllich nach Riicksprache mit dem Bezirksjagermeister
zugegriffen werden. Eine Freigabe durch den Bezirksjagermeister kann in diesem
Fall nur bei bereits vorliegenden Wildschdaden, zur erforderlichen Wildstands-
reduktion, im Rahmen der Durchflihrung einer revieriibergreifenden Rotwild-
Reduktionsjagd oder auch im Falle auBergewdhnlich guter Erlegung von Kahlwild,
zeitlich befristet oder unter der Voraussetzung der vorherigen Erlegung weiterer
Stiicke Kahlwild erfolgen.

3.5. Nach vorladufiger Ansicht des Verfassungsgerichtshofes scheidet § 56 K-JG als
Grundlage fiir die in Prifung gezogene Verordnungsbestimmung aus, weil der
Karntner Landesgesetzgeber in den §§ 55 ff. K-JG eine abschlieRende Regelung
der Abschussplanung getroffen haben dirfte:

3.5.1. Mit der Verordnungsermachtigung des § 56 K-JG dirfte der Landesvor-
stand der Karntner Jagerschaft lediglich erméchtigt werden, Richtlinien fir die
Erreichung der in Satz 2 leg.cit. genannten Ziele zu erlassen, die bei der konkre-
ten Abschussplanung nach den Bestimmungen des § 57 K-JG einzuhalten sind.
Dementsprechend legt zB § 1 Abs. 2 der derzeit in Kraft stehenden 1. Verord-
nung des Landesvorstandes der Karntner Jagerschaft vom 29. November 2018
(zahl: LGS-ABSR/23911/35/2018) fest, dass das Geschlechterverhiltnis des
Wildes (mannlich:weiblich) seiner biologischen Natur (1:1 bei Reh-, Rot- und
Muffelwild und 1:1,1 bei Gamswild) entsprechen soll.

3.5.2. In § 6 der Abschussrichtlinien 2017 scheint hingegen — wie die Karntner
Landesregierung in ihrer AuBerung selbst festgehalten hat — eine weitere Még-
lichkeit der Abschussfreigabe vorgesehen zu sein, die zur Abschussplanung nach
§ 57 K-JG hinzutritt.

3.5.3. Die im Jahr 2018 neu eingefiigte Bestimmung des § 57 Abs. 12 K-JG macht
deutlich, dass der Karntner Landesgesetzgeber mit den Bestimmungen des § 57
K-JG eine abschlieRende Regelung der Abschussplanung getroffen hat. Der nach
dem jeweiligen Abschussplan durchzufiihrende Abschuss, welcher mit Bescheid
des Bezirksjagermeisters festgesetzt wurde, kann demnach nur gemaR § 57
Abs. 12 K-JG (Abanderung des Abschussplans durch Bescheid der Landesregie-
rung) bzw. auch gemall § 72 K-JG (Abschussauftrag zum Schutz von Kulturen
durch Bescheid der Bezirksverwaltungsbehorde) nachtraglich erhéht werden. In
diesem Sinne halten die Materialien zu § 57 Abs. 12 K-JG Folgendes fest (RV 01-
VD-LG-1743/7-2017 BIgLT [Ktn.] 31. GP, 4; Hervorhebung nicht im Original):



'Die Landesregierung soll in die Lage versetzt werden, entsprechend zu reagie-
ren, wenn sich nach Erlassung des Abschussplans herausstellt, dass der durchzu-
flihrende Abschuss voraussichtlich ungeniigend ist, um eine Gefahrdung des
Waldes durch Wild zu vermeiden. Ob dieser Tatbestand gegeben ist, ist in jedem
einzelnen Fall auf fachlicher Grundlage zu beurteilen. Die vorgeschlagene Be-
stimmung will die Rechtsgrundlage dafiir schaffen, in Durchbrechung der Rechts-
kraft bestehender Abschussplane die urspriinglich getroffenen Vorgaben zu
verscharfen und damit einen durchzufiihrenden zuséatzlichen Abschuss im erfor-
derlichen AusmaR festzulegen. [...]'

3.6. Der Verfassungsgerichtshof geht vorlaufig davon aus, dass dem in Priifung
gezogenen § 6 der Abschussrichtlinien 2017 die gesetzliche Grundlage iSd Art. 18
B-VG fehlen dirfte, weil weder § 56 K-JG noch eine andere Vorschrift des K-JG
eine solche bieten dirfte."

4, Weder der Landesvorstand der Karntner Jagerschaft noch die Karntner Lan-
desregierung gaben im Verordnungspriifungsverfahren eine AuBerung ab.

5. Auch der Beschwerdefiihrer, das Landesverwaltungsgericht Karnten und der
Bezirksjagermeister des Jagdbezirks Villach haben von der eingerdumten Mog-
lichkeit, im Verordnungspriifungsverfahren eine AuBerung zu erstatten, keinen
Gebrauch gemacht.

Il. Rechtslage

1. Der zur Ganze in Prifung gezogene § 6 der 1. Verordnung des Landesvor-
standes der Karntner Jagerschaft vom  10. Dezember 2014, Zahl:
LGS-ABSR/16067/1/2014, mit der die Abschussrichtlinien erlassen werden, idF
der 2.Verordnung des Landesvorstandes der Karntner Jagerschaft vom
7. Februar 2017, Zahl: LGS-ABSR/19320/43/2017, mit der die Abschussrichtlinien
geandert werden, lautete:

"§ 6 Zusatzlicher Abschuss

(1) Fir einen Hegering, eine Wildregion oder einen Jagdbezirk kann ein Zusatzli-
cher Abschuss erlassen werden, wobei nur Wildstiicke der Klasse Ill, bei Rotwild
auch Sticke der Klasse | und Il, Wildstiicke der Klasse B, weibliches Wild (bei
GamsgeiRen nur die Klasse Ill) und Jungwild (Kitz, Kalb und Lamm) freigegeben
werden dirfen. Diese zusatzliche Abschussbewilligung kann — mit Ausnahme der
Hirsche der Klasse | und Il — von allen Jagdausibungsberechtigten im bezeichne-
ten Gebiet (Hegering, Wildregion, Jagdbezirk) nach Erfiillung der jeweiligen
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Wildklasse im Abschussplan des eigenen Jagdgebietes, nach Riicksprache mit
dem Hegeringleiter, fir die erfillte Wildklasse in Anspruch genommen werden.

(2) Auf Hirsche der Klasse Ill- mehrjahrig (zwei- bis vierjahrig) im Zusatzlichen
Abschussplan darf dartiber hinaus jedoch nach Riicksprache mit dem Bezirksja-
germeister grundsatzlich erst zugegriffen werden, nachdem im Abschussplan des
eigenen Jagdgebietes der Abschuss von Rotwild-Tieren zur Ganze erfillt ist und
4 Stiick Kahlwild (Tiere, Kalber) aus dem Zusatzlichen Abschussplan erlegt wor-
den sind.

(3) Auf Hirsche der Klasse | und Il im Zusatzlichen Abschussplan darf dariber
hinaus ausschlieBlich nach Riicksprache mit dem Bezirksjagermeister zugegriffen
werden. Eine Freigabe durch den Bezirksjagermeister kann diesfalls nur bei
bereits vorliegenden Wildschaden, zur erforderlichen Wildstandsreduktion, im
Rahmen der Durchfiihrung einer revieriibergreifenden Rotwild-Reduktionsjagd
oder auch im Falle auRergewdhnlich guter Erlegung von Kahlwild, zeitlich befris-
tet oder unter der Voraussetzung der vorherigen Erlegung weiterer Sticke
Kahlwild erfolgen.

(4) Die Abschussmeldung an den Hegeringleiter hat unverziglich zu erfolgen.
Dieser hat die Meldung an jenen Hegeringleiter weiterzuleiten, der durch den
Bezirksjagermeister fiir diese Tatigkeit aus dem Kreis der beteiligten Hegeringe
bestimmt wurde (Leiter der Wildregion). Die vollstdndige Ausschopfung der
zusatzlichen Freigabe des Zusatzlichen Abschusses hat der Leiter der Wildregion
den betroffenen Hegeringleitern und dem Bezirksjagermeister unverziglich
mitzuteilen. Eine Abschussverpflichtung beziglich des Zusatzlichen Abschusses
besteht nicht. Die Registrierung erfolgt im Jagdgebiet, in dem das Wildstiick
erlegt wurde." (Zitat ohne die im Original enthaltenen Hervorhebungen)

2. Die malgeblichen Bestimmungen des Karntner Jagdgesetzes 2000 — K-JG,
LGBI. 21/2000 (WV), idF LGBI. 49/2018, lauten — auszugsweise — wie folgt:

"8. Abschnitt
Vorschriften fir die Jagdbetriebsfiihrung

§ 55
AbschuBplanung

Das Erlegen und Fangen von Schalenwild - mit Ausnahme von Schwarzwild und
Damwild - sowie von Auerhahnen und Birkhahnen unterliegt der Abschul3pla-
nung. Die Landesregierung kann, wenn dies unter Berlicksichtigung der fir die
Erlassung der AbschuBrichtlinien maligebenden Grundsatze erforderlich ist,
durch Verordnung festlegen, dal} auch andere Wildarten der AbschuBplanung
unterliegen.
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§ 56
AbschuRrichtlinien

Der Landesvorstand der Karntner Jagerschaft hat mit Verordnung Richtlinien fur
die AbschuBplanung (AbschuRrichtlinien) sowie Grundsatze, die bei der Erfiillung
des Abschullplanes einzuhalten sind, zu erlassen. Bei der Erlassung der Verord-
nung ist auf den wildékologischen Raumplan sowie die Entwicklung und Erhal-
tung eines gesunden, der GréRe und den natiirlichen Asungsverhiltnissen des
Jagdgebietes entsprechenden Wildstandes, ein ausgeglichenes Geschlechterver-
héltnis, einen richtigen Altersaufbau des Wildstandes, auf die Vermeidung eines
zahlenmaRig fir die Land- und Forstwirtschaft abtraglichen Wildstandes und die
Erfordernisse eines ausgeglichenen Naturhaushaltes Bedacht zu nehmen. Vor der
Erlassung der Abschussrichtlinien sind der Landesjagdbeirat und die Landwirt-
schaftskammer zu horen.

§57
AbschulSplan

(1) Der Jagdausiibungsberechtigte hat bis spatestens 1. Marz des Jagdjahres, mit
dem die Geltungsdauer des Abschussplanes beginnt, den beantragten vollstandi-
gen Abschussplan (Abs. 4) dem Hegeringleiter bekannt zu geben. Der Hegering-
leiter hat den beantragten Abschussplan mit seiner Stellungnahme bis spatestens
15. Marz dem Bezirksjagermeister zu Gbermitteln.

(2) Der Bezirksjagermeister hat auf der Grundlage des Abschussrahmens im
wildokologischen Raumplan (§ 55a Abs. 3) und auf Grund der Abschussrichtlinien
fir jedes Jagdgebiet, das im Bereich seiner Bezirksgruppe liegt, nach Anhérung
des Bezirksjagdbeirates und, wenn das Jagdgebiet zu einer Hegegemeinschaft
gemall § 62 gehort, des von dieser Hegegemeinschaft namhaft gemachten
Vertreters bis spatestens 1. Mai den Abschussplan mit Bescheid festzusetzen.
Dabei ist auf den jeweiligen Bestand und den sich Uber die Grenze eines Jagdge-
bietes hinaus erstreckenden Lebensraum des der Abschussplanung unterliegen-
den Wildes Bedacht zu nehmen. Ferner ist die zahlenmaRige Festlegung des
Abschusses gemal} Abs. 4 lit. b jedenfalls auf die Herstellung eines dem Biotop
angemessenen Wildstandes und auf die Vermeidung von waldgefahrdenden
Wildstanden auszurichten. Flr aneinandergrenzende Jagdgebiete desselben
Jagdauslibungsberechtigten ist nur ein Abschussplan zu erlassen. Wurde kein
Antrag nach Abs. 1 gestellt, ist der Abschussplan von Amtswegen festzusetzen.
Abschussplane sind gemaR §§22, 23 und24 des Zustellgesetzes, BGBI
Nr 100/1982, zuletzt gedndert durch BGBI | Nr 65/2002, zuzustellen. Eine Nach-
sendung hat nicht zu erfolgen.

(3) Ein Abschussplan ist fur die Dauer von zwei Jahren zu erlassen (Geltungsdauer
des Abschussplanes).
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(4) Der Abschussplan hat jedenfalls zu enthalten:

a) die Gesamtflache des Jagdgebietes (der aneinandergrenzenden Jagdgebiete)
desselben Jagdausiibungsberechtigten;

b) den wahrend der Geltungsdauer des Abschussplanes durchzufiihrenden
Abschuss;

c) eine Aufgliederung des zu erlegenden Schalenwildes in mannliche und weibli-
che Stlicke, ausgenommen die im Lauf der Geltungsdauer des Abschussplanes
gesetzten Kélber, Kitze und Limmer (Nachwuchsstticke);

d) eine Unterteilung der zu erlegenden trophdentragenden Wildstlicke, mit
Ausnahme der Muffelschafe, in Altersklassen.

(5) Bei verpachteten Eigenjagden hat der Jagdausibungsberechtigte dem Antrag
(Abs. 4) eine Stellungnahme des Verpachters anzuschlielen oder mitzuteilen,
dass der Verpachter auf die Abgabe der Stellungnahme verzichtet hat. Bei einer
verpachteten Gemeindejagd hat der Hegeringleiter bis langstens 15. Marz dem
Jagdverwaltungsbeirat

1. den beantragten Abschussplan,

2. eine Darstellung der festgesetzten Abschusszahlen des bisher geltenden
Abschussplans und

3. eine Darstellung der Abschuss-, Fang- und Auffindungszahlen der der Ab-
schussplanung unterliegenden Wildarten fir die dem Jahr der Erlassung des
Abschussplans vorausgehenden zwei Jagdjahre

zu Ubermitteln. Hiezu hat der Jagdverwaltungsbeirat unter Beiziehung des oder
der Jagdausiibungsberechtigten zu einer Sitzung zusammenzutreten. Dem
Jagdverwaltungsbeirat obliegt sodann die Abgabe einer Stellungnahme gegen-
Uber dem Bezirksjagermeister, die bei diesem bis spatestens 1. April einzulangen
hat; langt bis zu diesem Zeitpunkt keine Stellungnahme ein, gilt dies als Zustim-
mung des Jagdverwaltungsbeirates. Der Bezirksjagermeister hat die eingelangte
Stellungnahme des Jagdverwaltungsbeirates dem Bezirksjagdbeirat zur Kenntnis
zu bringen.

(6) Der Bezirksjagermeister darf von der Erlassung eines Abschussplanes fir
einzelne Jagdgebiete - ist flir aneinandergrenzende Jagdgebiete nur ein Ab-
schussplan zu erlassen, nur dann, wenn alle Jagdgebietsflichen denselben
Grundeigentiimer haben - absehen, wenn



a) der Antrag des Jagdauslibungsberechtigten (Abs. 1) vollstandig ist und

b) gegen die im Antrag enthaltenen Angaben keine Einwendungen des Bezirks-
jagdbeirates oder des Verpachters einer Eigenjagd vorliegen und

c) keine Verfligungen nach Abs. 8 getroffen werden.

(7) Tragt der Zustellnachweis, mit dem der festgesetzte Abschussplan (Abs. 2)
zugestellt werden soll, nicht ein Aufgabedatum bis einschlief8lich 28. April, so gilt
nach dem 1. Mai der vom Jagdausiibungsberechtigten beantragte Abschuss als
durchzufiihrender Abschuss (Abs. 4 lit. b). Der Bezirksjagermeister hat ab dem
28. April durch Anschlag in der Geschaftsstelle des Landesjagermeisters und in
seiner Geschaftsstelle unter Angabe des Jagdauslibungsberechtigten des Jagdge-
bietes kundzumachen, hinsichtlich welcher festgesetzten Abschussplane die
Zustellung gemal §§ 22 oder 24 des Zustellgesetzes bis einschlieBlich 28. April
eingeleitet worden ist.

(8) Bei Schalenwild kann der Bezirksjagermeister einzelne oder alle Stlicke einer
Schalenwildart in mehr als einem Abschussplan unter der Auflage zum Abschuss
freigeben, dass alle Abschusspldne hinsichtlich dieser Stiicke erfiillt sind, sobald
diese in einem dieser Jagdgebiete gefangen oder erlegt werden. Im Abschussplan
sind die Namen und die Anschriften der Jagdauslibungsberechtigten anzufiihren,
die im Falle der Erlegung oder des Fangens eines dieser Stiicke jeweils unverziig-
lich zu verstandigen sind.

(9) Wurde gegen den Bescheid des Bezirksjagermeisters Beschwerde beim
Landesverwaltungsgericht erhoben, hat der Jagdausibungsberechtigte bis zur
rechtskraftigen Entscheidung hiertiber das Recht und die Pflicht, Wild im Rahmen
des angefochtenen Bescheides zu erlegen oder zu fangen.

(9a) Hat sich wahrend der Geltungsdauer des Abschussplanes ein Jagdgebiet in
seiner GroRe nicht nur unwesentlich verandert, so hat der Bezirksjagermeister
von Amts wegen fir die verbleibende Dauer der Abschussplanperiode (Abs. 3)
den Abschussplan fur ein betroffenes gedndertes Jagdgebiet unter sinngemalier
Anwendung von Abs. 2 und 4 neu festzusetzen.

(10) Der Jagdausibungsberechtigte ist verpflichtet, den Inhalt des Abschusspla-
nes seinen Jagdschutzorganen zur Kenntnis zu bringen.

(11) Der Landesvorstand der Karntner Jagerschaft hat durch Verordnung Vordru-
cke fur den Abschussplan unter Bedachtnahme auf dessen Inhalt festzulegen.

(12) Ist der durchzufiihrende Abschuss ungeniigend, um eine Gefdahrdung des
Waldes durch Wild (§ 71 Abs. 3) zu vermeiden, hat die Landesregierung in Aban-
derung des Abschussplans, im Fall des Abs. 6 in Erganzung des Antrags des
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Jagdauslibungsberechtigten, von Amts wegen oder auf Antrag des Leiters des
Forstaufsichtsdienstes beim Amt der Landesregierung den durchzufiihrenden
Abschuss im erforderlichen Ausmall mit Bescheid festsetzen. Abs. 2, mit Aus-
nahme des vorvorletzten Satzes, sowie Abs. 9 und 10 sind sinngemaf} anzuwen-
den.

§57a
Rechtswirkungen von Abschusspldanen und Freizonen

(1) Das der Abschussplanung unterliegende Wild darf - soweit Abs. 2 oder 3 nicht
anderes bestimmen - nur im Rahmen eines Abschussplanes erlegt oder gefangen
werden.

(2) Stellt der Bezirksjagermeister fest, dass im Zuge der Abschussplanerfiillung im
ersten Jahr deutlich in unverhéltnismaRiger Zahl bestimmte Stlicke einer Wildart
(altere Stlicke, Trophdentrager etc.) erlegt oder gefangen wurden, hat er im
Interesse einer moglichst gleichmaRigen Erfillung des Abschussplanes dem
Jagdaustibungsberechtigten mit Bescheid aufzutragen, weitere solche Stiicke erst
zu erlegen oder zu fangen, nachdem eine bestimmte Anzahl anderer Tiere der
betreffenden Wildart erlegt oder gefangen wurden. Beschwerden an das Lan-
desverwaltungsgericht, die gegen solche Bescheide erhoben werden, haben
keine aufschiebende Wirkung.

(3) In Freizonen (§ 55a Abs. 4) ist jedes Stlick Rotwild unter Beachtung der
festgelegten Schonzeiten zu erlegen oder zu fangen.

[...]

§72
AbschuBauftrag zum Schutz von Kulturen

(1) Wenn sich in einem Jagdgebiet die Verminderung von Schalenwild im Interes-
se der Land- und Forstwirtschaft als notwendig herausstellt, so hat die Bezirks-
verwaltungsbehorde von Amts wegen oder auf Antrag des Jagdausibungsbe-
rechtigten, der Landwirtschaftskammer, des Leiters des Forstaufsichtsdienstes
beim Amt der Landesregierung, der Karntner Jagerschaft oder der Gemeinde
eine ziffernmaRig zu begrenzende und zu befristende Verminderung des Scha-
lenwildes dem Jagdausiibungsberechtigten aufzutragen. Eine solche Verminde-
rung darf auch wahrend der Schonzeit durchgefiihrt werden.

(1a) Bezieht sich ein Auftrag nach Abs. 1 auf Schwarzwild in Gebieten, in denen
Rotwild vorkommt, darf die Bezirksverwaltungsbehérde auf Antrag des Jagdaus-
Ubungsberechtigten auch Ausnahmen vom Verbot des § 61c Abs. 2 im erforderli-
chen ortlichen und zeitlichen Rahmen bewilligen. In diesem Auftrag ist unter



Bedachtnahme auf den wilddkologischen Raumplan auch festzulegen, welches
Futter fur die Kirrung zu verwenden und wie es vorzulegen ist.

(2) Kommt der Jagdausiibungsberechtigte einem AbschulRauftrag nach Abs. 1
nicht nach, so hat die Bezirksverwaltungsbehorde vorerst den Jagdausiibungsbe-
rechtigten der benachbarten Jagdgebiete die Moglichkeit zu geben, den von
einem AbschuBauftrag nach Abs. 1 erfaten AbschuR wahrend einer angemesse-
nen Frist - jedoch nicht in der Schonzeit - jeweils in ihrem Jagdgebiet zu erfillen.
Der AbschuBauftrag ist erfiillt, sobald das Wild in diesen benachbarten Jagdge-
bieten erlegt wurde. Die Bezirksverwaltungsbehorde hat den Jagdausiibungsbe-
rechtigten den Namen der Jagdausibungsberechtigten mitzuteilen, die im Fall
der Erlegung eines vom AbschuBauftrag erfallten Wildes unverziiglich zu ver-
standigen sind. Der Jagdausibungsberechtigte, der einen derartigen AbschuR
durchfiihrt, hat davon Uberdies unverziiglich die Bezirksverwaltungsbehérde zu
verstandigen.

(3) In den Fallen des Abs. 1 und 2 kann die Bezirksverwaltungsbehorde verlan-
gen, dass das Wild in der Decke dem Hegeringleiter vorgelegt wird. Besteht die
Vermutung, dass die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 nicht eingehalten wurden,
hat der Hegeringleiter die Bezirksverwaltungsbehorde zu verstandigen.

(4) Haben MalRnahmen nach Abs. 2 nicht zu einer Erfiillung des AbschuRRauf-
trages gefuhrt, so hat die Bezirksverwaltungsbehérde die Durchfiihrung des
Abschusses auf Kosten des verpflichteten Jagdausibungsberechtigten nach
Abs. 1 zu veranlassen. Das erlegte Wild samt Trophde ist dem Jagdausiibungsbe-
rechtigten zu lberlassen."

lll. Erwagungen

1. Zur Zulassigkeit des Verfahrens

Im Verfahren wurde nichts vorgebracht, was an der Prajudizialitat der in Prifung
gezogenen Bestimmung zweifeln lieRe. Da auch sonst keine Prozesshindernisse
hervorgekommen sind, erweist sich das Verordnungsprifungsverfahren insge-
samt als zuldssig.

2. In der Sache

Die im Prifungsbeschluss dargelegten Bedenken des Verfassungsgerichtshofes
haben sich als zutreffend erwiesen:
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2.1. Das Verordnungsprifungsverfahren hat nichts ergeben, was die im
Prifungsbeschluss gedullerten Bedenken des Verfassungsgerichtshofes gegen
die GesetzmaRigkeit des § 6 der 1.Verordnung des Landesvorstandes der
Karntner Jagerschaft vom 10. Dezember 2014, Zahl: LGS-ABSR/16067/1/2014,
mit der die Abschussrichtlinien erlassen werden, idF der 2.Verordnung
des Landesvorstandes der Karntner Jagerschaft vom 7. Februar 2017,
Zahl: LGS-ABSR/19320/43/2017, mit der die Abschussrichtlinien gedndert wer-
den, (im Folgenden: Abschussrichtlinien 2017) zerstreut hatte.

2.2. Weder der Landesvorstand der Karntner Jagerschaft noch die Karntner
Landesregierung haben im Verordnungspriifungsverfahren eine AuRerung
erstattet. Da auch sonst nichts hervorgekommen ist, was die im Prifungsbe-
schluss dargelegten Bedenken zerstreut hatte, halt der Verfassungsgerichtshof
an diesen Bedenken fest: Dem in Prifung gezogenen § 6 der Abschussrichtli-
nien 2017 fehlt die gesetzliche Grundlage iSd Art. 18 B-VG, weil weder § 56 K-JG
noch eine andere Vorschrift des K-JG eine solche bieten.

2.3. GemaR Art. 18 Abs. 2 B-VG kann jede Verwaltungsbehorde auf Grund der
Gesetze innerhalb ihres Wirkungsbereiches Verordnungen erlassen. "Art. 18
Abs. 2 B-VG unterstreicht diese Gesetzesabhangigkeit (auch) der Verordnungen,
indem er betont, daf8 diese nur 'auf Grund der Gesetze' erlassen werden kénnen,
was mit anderen Worten heift, daB eine Verordnung nur prazisieren darf, was in
den wesentlichen Konturen schon im Gesetz vorgezeichnet ist" (Ringhofer, Die
Osterreichische Bundesverfassung, 1979, 82; so auch VfSlg. 14.630/1996,
15.354/1998, 16.893/2003, 18.784/2009).

2.4. § 6 der Abschussrichtlinien 2017 sieht auf Verordnungsebene einen soge-
nannten "Zusatzlichen Abschuss" vor:

2.4.1. Gemal Abs. 1 leg.cit. kann fiir einen Hegering, eine Wildregion oder einen
Jagdbezirk ein "Zusatzlicher Abschuss" erlassen werden. Diese zusatzliche Ab-
schussbewilligung kann — mit Ausnahme der Hirsche der Klasse | und Il — von
allen Jagdaustbungsberechtigten im bezeichneten Gebiet (Hegering, Wildregion,
Jagdbezirk) nach Erfullung der jeweiligen Wildklasse im Abschussplan des eige-
nen Jagdgebietes, nach Ricksprache mit dem Hegeringleiter, fir die erfillte
Wildklasse in Anspruch genommen werden.
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2.4.2. Auf Hirsche der Klasse | und Il im zusatzlichen Abschussplan darf gemaf
Abs. 3 leg.cit. ausschlielllich nach Ricksprache mit dem Bezirksjagermeister
zugegriffen werden. Eine Freigabe durch den Bezirksjagermeister kann in diesem
Fall nur bei bereits vorliegenden Wildschdaden, zur erforderlichen Wildstands-
reduktion, im Rahmen der Durchflihrung einer revieriibergreifenden Rotwild-
Reduktionsjagd oder auch im Falle auBergewdhnlich guter Erlegung von Kahlwild,
zeitlich befristet oder unter der Voraussetzung der vorherigen Erlegung weiterer
Stiicke Kahlwild erfolgen.

2.5. § 56 K-JG scheidet als Grundlage fir diese Verordnungsbestimmung aus,
weil der Karntner Landesgesetzgeber in den §§ 55 ff. K-JG eine abschlieRende
Regelung der Abschussplanung getroffen hat:

2.5.1. Mit der Verordnungsermachtigung des § 56 K-JG wird der Landesvorstand
der Karntner Jagerschaft lediglich ermachtigt, Richtlinien fiir die Erreichung der
in Satz 2 leg.cit. genannten Ziele — wie etwa ein ausgeglichenes Geschlechterver-
hédltnis oder einen richtigen Altersaufbau des Wildstandes — zu erlassen, die bei
der konkreten Abschussplanung nach den Bestimmungen des § 57 K-JG einzuhal-
ten sind.

2.5.2. Der nach dem jeweiligen Abschussplan durchzufiihrende Abschuss, wel-
cher mit Bescheid des Bezirksjdgermeisters festgesetzt wird (s. § 57 Abs. 1 und 2
K-JG), kann nur gemall § 57 Abs. 12 K-JG (Abanderung des Abschussplans durch
Bescheid der Landesregierung) bzw. gemall § 72 K-JG (Abschussauftrag zum
Schutz von Kulturen durch Bescheid der Bezirksverwaltungsbehorde) nachtrag-
lich erhoht werden (vgl. die Materialien zu § 57 Abs. 12 K-JG; RV 01-VD-LG-
1743/7-2017 BIgLT [Ktn.] 31. GP, 4).

2.6. § 6 der Abschussrichtlinien 2017 ist daher mit der im Prifungsbeschluss
(vorlaufig) angenommenen Gesetzwidrigkeit belastet, weil dieser auf Verord-
nungsebene eine weitere Moglichkeit der Abschussfreigabe vorsieht, die sich
weder auf § 56 K-JG noch auf eine andere Vorschrift des K-JG stiitzen kann.

IV. Ergebnis
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1. § 6 der 1. Verordnung des Landesvorstandes der Karntner Jagerschaft vom
10. Dezember 2014, Zahl: LGS-ABSR/16067/1/2014, mit der die Abschussrichtli-
nien erlassen werden, idF der 2. Verordnung des Landesvorstandes der Karntner
Jagerschaft vom 7. Februar 2017, Zahl: LGS-ABSR/19320/43/2017, mit der die
Abschussrichtlinien gedandert werden, war wegen Verstol3es gegen Art. 18 Abs. 2
B-VG gesetzwidrig.

2. Die Verpflichtung der Karntner Landesregierung zur unverziiglichen Kundma-
chung basiert auf Art. 139 Abs. 5 erster Satz B-VG und § 59 Abs. 2 VfGG iVm § 2
Abs. 1 Z 8 Karntner Kundmachungsgesetz.

3. Diese Entscheidung konnte gemal § 19 Abs. 4 VfGG ohne miindliche Verhand-
lung in nichtoffentlicher Sitzung getroffen werden.

Wien, am 2. Marz 2020
Der Prasident:
DDr. GRABENWARTER

Schriftfihrerin:
Mag. BIER

35

36

37



	Entscheidungsgründe
	I. Anlassverfahren, Prüfungsbeschluss und Vorverfahren
	II. Rechtslage
	III. Erwägungen
	1. Zur Zulässigkeit des Verfahrens
	2. In der Sache

	IV. Ergebnis


